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Sozialminister Rudolf Hundstorfer arbeitet an einer Alternative zum Zivildienst. Foto: APA/Neubauer

„Zivildiener nicht 
als Geisel nehmen“

Wien – Wer das freiwillige so-
ziale Jahr absolviert, mit dem 
die SPÖ für den Fall einer 
Abschaffung der Wehrpflicht 
den Zivildienst ersetzen will, 
soll daraus auch einen beruf-
lichen Nutzen ziehen können. 
Das kündigte Sozialminister 
Rudolf Hundstorfer gestern 
bei der SPÖ-Klubklausur an. 
So könnte ein einschlägiges 
Sozialjahr Vorteile bei Auf-
nahmeprüfungen bringen, 
etwa beim Medizinstudium 
oder bei Fachhochschulen. 
Denkbar sei auch, das Sozi-
aljahr als Praxis bei Ausbil-
dungen oder als Vordienstzeit 
im öffentlichen Dienst anzu-
rechnen. Und es sei vorstell-
bar, dass Berufsausbildungen 
– etwa zum Notfallsanitäter – 
absolviert werden.

Welche dieser Möglichkei-
ten er wirklich in sein Kon-
zept aufnehmen wird, will 
Hundstorfer in den kom-
menden Tagen entscheiden. 
Schon bisher steht fest, dass 
eine kollektivvertragliche 
Entlohnung von 14 mal 1386 
Euro geboten werden soll. Die 

Gesamtkosten für 6500 Teil-
nehmer sollen bei 147 Millio-
nen Euro pro Jahr liegen. Zum 
Vergleich: Der bisherige Zivil-
dienst – mit 9600 Zivildienern 
– kostet 142 Millionen Euro.

Der Sozialminister ist je-
denfalls überzeugt davon, 
dass die Rettungs- und Sozi-
aldienste dennoch das Aus-
langen finden. Denn erstens 
seien die Menschen im Sozi-
aljahr motivierter. Und zwei-
tens zeige sich schon bisher, 
dass in manchen Bereichen 
bis zu 30 Prozent der zuge-
wiesenen Zivildiener als „Pro-
blemfälle“ nicht oder kaum 
eingesetzt werden könnten.

Und Hundstorfer mach-
te auf ein weiteres Problem 
aufmerksam: Schon jetzt sei 
absehbar, dass die Zahl der 
stellungspflichtigen jungen 
Männer in den nächsten zehn 
Jahren um ein Fünftel sinken 
werde, von heuer rund 45.000 
auf 36.600 im Jahr 2012. Das 
bedeute, dass auch die Zahl 
der Zivildiener sinken werde. 
Das bestehende System müs-
se daher auch ohne Abschaf-

fung der Wehrpflicht refor-
miert werden.

Der Zivildienst wird in der 
Kampagne der ÖVP zur Wehr-
pflicht-Volksbefragung am 
20. Jänner eine zentrale Rol-
le spielen. Das Sozialjahr soll 
laut den Plänen der SPÖ die-
se Angriffsfläche entschärfen. 
„So ein freiwilliges Sozialjahr 
ist doch allemal besser, als 
die Zivildiener in Geiselhaft 
zu nehmen und zu sagen, 
man kann beim Bundesheer 
nichts ändern“, sagte Bun-
deskanzler Werner Faymann 
bei der Klausur.

Dass beim Bundesheer Re-
formen nötig sind, steht für 
Verteidigungsminister Nor-
bert Darabos jedenfalls außer 
Diskussion. Der Grundwehr-
dienst sei nicht „megacool“, 
wie ÖVP-Chef Michael Spin-
delegger gemeint habe. Der 
Grundwehrdienst sei im Ge-
genteil „mega-sinnlos“ ge-
worden. Immerhin seien 
schon jetzt 60 Prozent der 
Rekruten nur als „Systemer-
halter“ und nicht militärisch 
eingesetzt. (sabl)

Die SPÖ versucht, die Wehrpflichtdebatte vom 
Ersatzdienst wegzubringen. Hundstorfer verspricht 

für das Sozialjahr Ausbildung und berufliche Vorteile.

Wien – „Tierschutz in die 
Verfassung“ – mit dieser For-
derung ging der Verein ge-
gen Tierfabriken (VGT) am 
Montag in die Öffentlichkeit. 
Anlass hierfür ist das neue 
Tierversuchsgesetz, welches 
Österreich bis 10. November 
aufgrund einer EU-Richtlinie 
erlassen muss. Der Entwurf 
des Wissenschaftsministe-
riums steht in der Kritik der 
Tierschützer.

Eine aktuelle IFES-Studie 
sollte dabei untermauern, 
dass der VGT damit den Wil-
len der Bevölkerung wider-
spiegeln würde. Von den 501 
telefonisch Befragten gaben 

74 Prozent an, das Anliegen 
des VGT zu teilen.  

Zur aktuellen Debatte hat 
sich am Montag auch die In-
dustriellenvereinigung zu 
Wort gemeldet. Im Hinblick 
auf die EU-Richtlinie meinte 
IV-Generalsekretär Christoph 
Neumayer: „Wir teilen die Ein-
schätzung einer Reihe der re-
nommiertesten Forschungs-
einrichtungen in Österreich 
(...), dass im Umsetzungs-
entwurf ein Ungleichgewicht 
herrscht, das keinen Mehrge-
winn für den Tierschutz bringt,  
jedoch in unverhältnismäßi-
ger Weise die Forschung ein-
schränkt.“ (TT)

Streit um Tierversuchsgesetz
Tierschützer fordern Verankerung des Tierschutzes in der Verfassung.

Österreichs Tierschützer sehen ihre Anliegen vom Großteil der Bevölkerung 
unterstützt.  Foto: dpa

Wien – Im Fall der festge-
stellten Arsen-Vergiftungen 
eines Wieners (68) und eines 
Niederösterreichers (62) gab 
es gegen die tatverdächti-
ge Pflegerin am Montag eine 
neuerliche Haftprüfung. Das 
Ergebnis: Die im Zusammen-
hang mit den Vergiftungen 
verdächtige Polin (51) bleibt 
weiter in U-Haft. Es bestehe 
Tatbegehungs- und Fluchtge-
fahr. Nicht zuletzt sei U-Haft 
bei Mordverdacht „obligato-
risch“. Der Kremser Staats-
anwalt Franz Hütter hatte am 
Samstag mitgeteilt, dass er 
mit einem Strafantrag Ende 

Oktober rechne. Er bestätig-
te auch, dass gegen den Sohn 
der Frau weiterhin wegen ver-
mögensrechtlicher Delikte er-
mittelt werde.

Die mutmaßlichen Opfer 
der 51-Jährigen starben im 
Oktober 2010 und im Febru-
ar 2011 in Krankenhäusern 
in Wien und Krems. Die Ende 
März festgenommene Frau 
steht im Verdacht, sie getötet 
zu haben, um an ihre Vermö-
genswerte zu gelangen. Die 
Leichen wurden Anfang Ap-
ril exhumiert. Die toxikologi-
sche Untersuchung ergab als 
Todesursache Arsen. (APA)

Weiter U-Haft  
im Arsen-Fall

Wien – Eine Säule der Zwei-
ten Republik verliert an 
Tragfähigkeit. Muss die Ge-
schichte gar umgeschrieben 
werden? Ein neues Buch des 
Wiener Historikers Peter Pir-
ker legt nahe, dass der viel-
gescholtene „Opfermythos“ 
Österreichs in Wirklichkeit 
eine britische Erfindung war. 
Der Mythos vom ersten Opfer 
Nazi-Deutschlands sollte Ös-
terreich nach dem Krieg ei-
ne eigene nationale Identität 
verschaffen, schreibt Pirker 
in seiner Studie „Subversion 
deutscher Herrschaft“ (V&R 
unipress Göttingen, 586 Sei-
ten, 69,80 Euro) die sich mit 
den Aktivitäten des britischen 
Kriegsgeheimdienstes SOE in 
Österreich beschäftigt.

Pirkers Erkenntnisse fußen 
auf bisher unbekannten bri-
tischen Geheimdienst- und 
Regierungsdokumenten. So 
dokumentiert er, dass das 
Londoner Außenministeri-
um schon im Jänner 1941 
einen ersten strategischen 
Plan zur „Wiedererrichtung 
Österreichs als nationale En-
tität“ ausgearbeitet hatte. Öf-
fentlich gemacht wurde diese 
Absicht erst zwei Jahre spä-
ter, als sich die Alliierten in 
der „Moskauer Deklaration“ 
zu einem unabhängigen Ös-
terreich nach Kriegsende be-
kannten.

Die „Moskauer Deklara-

tion“ sollte nicht den anti-
deutschen Widerstand ansta-
cheln, sondern war vielmehr 
als „Handreiche für einen 
nationalen österreichischen 
Gründungsmythos gedacht, 
der zu einer dauerhaften Ab-
grenzung von Deutschland 
führen sollte“, betont Pirker. 
Er zitiert unter anderem den 
Diplomaten Geoffrey Harri-
son, demzufolge die Dekla-
ration „die zarte Pflanze des 
Nationalgefühls“ stärken sol-

le. Man werde Österreich da-
her eine bessere Behandlung 
als Nazi-Deutschland in Aus-
sicht stellen. Somit wird klar, 
warum es in Österreich keine 
umfassende Entnazifizierung 
gegeben hat.

Der frühere ORF-Journalist 
argumentiert klar, spickt sei-
ne Ausführungen mit zahlrei-
chen Anekdoten, phasenweise 
liest sich das 600-Seiten-Buch 
sogar packend wie ein Agen-
tenthriller. (APA)

Opfermythos, eine 
britische Erfindung

Schon 1941 arbeiteten die Briten an einem österreichischen Gründungs-
mythos, um eine Abgrenzung Österreichs von Deutschland dauerhaft ver-
ankern zu können. Dies belegt ein neues Buch von Peter Pirker. Foto: EPA

Wien – Die Kupferkabeldieb-
stähle auf Österreichs Bahn-
strecken haben laut ÖBB im 
Jahr 2011 einen Schaden von 
2,4 Millionen Euro verur-
sacht, 2012 waren es bisher 
1,3 Millionen Euro. Deshalb 
wurden einige Präventivmaß-
nahmen getroffen, um den 
Tätern Einhalt zu gebieten. 
Dazu zählt auch die Bildung 
einer Taskforce, die eine noch 
engere Zusammenarbeit mit 
der Exekutive vorsieht.

In Zukunft wolle man 
durch eine einheitliche Vor-
gangsweise und die Planung 
und Umsetzung von Schwer-
punktmaßnahmen eine Kom-
petenzbündelung erreichen, 
so ÖBB-Sprecher Herbert 
Ofner. Dies soll durch die Bil-

dung einer Taskforce möglich 
gemacht werden. Überdies 
werden ÖBB-Kabel schon 
jetzt durch unsichtbare Mi-
kropunkte markiert, die mit 
speziellen Geräten sichtbar 
werden. Eine diesbezügliche 
Katalogerstellung soll auch 
der Exekutive die Zuordnung 
von gefundenem, „verdächti-
gem“ Material erleichtern.

Hinzu kommen regelmä-
ßige Kontrollen der Strecken 
mehrmals im Jahr und der 
österreichweite Einbau von 
Alarmsicherungen in ÖBB-
Lagerstätten. Zuletzt wurden 
Standorte in Wien, in Salz-
burg, Selzthal, Attnang-Puch-
heim, Innsbruck und Villach 
aufgerüstet. Nach einem Kup-
ferkabeldiebstahl sollen die 

fehlenden Leitungen durch 
Stahl-Aluminium-Erdungs-
kabel ersetzt werden, wenn 
dies technisch möglich ist, 
heißt es bei den ÖBB. (APA)

Millionenschaden bei der 
Bahn durch Kupferdiebe

Die ÖBB planen Maßnahmen ge-
gen Kupferkabeldiebstahl. Foto: dpa
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